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68.	 Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) zu der Feststellung, ob für das 
Vorhaben „Antrag auf immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung einer Anlage für die Errich-
tung und den Betrieb eines Biomasseheizwerkes 
zur Erzeugung von Heißwasser unter Verwen-
dung von naturbelassenen Holzhackschnitzeln 
und Altholz der Altholzkategorie A I nach § 4 
BImSchG i.V.m. Nrn. 1.2.1 V und 8.1.1.5 V der 4. 
BImSchV auf den Grundstücken der Flur-Nrn. 
901/4 und 910/9 der Gemarkung Wüstenselbitz 
durch die Fa. RAUMEDIC AG, Hermann-Staudin-
ger-Straße 2, 95233 Helmbrechts“, eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung erforderlich ist 

Das beantragte Vorhaben bedarf der immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigung nach § 4 des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG) i.V.m. Nrn. 1.2.1 V (na-
turbelassenes Holz) und 8.1.1.5 V (Durchsatzkapazität 
weniger als 3 t Altholz der Altholzkategorie A I je Stunde) 
des Anhangs 1 der 4. Bundesimmissionsschutz-Verord-
nung (BImSchV).

Der Antragsteller plant eine zentrale Wärmeversorgung 
in Form einer Biomassefeuerung zu errichten. Als Brenn-
stoffe werden naturbelassenes Holz und Altholz der Alt-
holzkategorie A I nach der Altholzverordnung in Form von 
Hackschnitzeln eingesetzt. Die Durchsatzkapazität für 
Altholz beträgt weniger als 3 t je Stunde. Das Biomasse-
heizwerk (BMHW) wird mit einer Gesamt-Feuerungswär-
meleistung (FWL) von maximal 3.700 kW geplant.

Im Rahmen des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) war zu prüfen, ob bei dem geplan-

ten Vorhaben erhebliche nachteilige Auswirkungen zu er-
warten sind und deshalb eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) erforderlich ist.

Nach Anlage 1, Ziffer 1.2.1 der Liste „UVP-pflichtiger Vor-
haben“ des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fug (UVPG) ist für den Einsatz von naturbelassenem Holz 
eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles nach 
§ 7 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) unter Berücksichtigung der in Anlage 3 
Nr. 2.3 aufgeführten Kriterien durchzuführen. Der zusätz-
liche Einsatz von Altholz der Altholzkategorie I mit einer 
Durchsatzkapazität von weniger als 3 t je Stunde bedarf 
nach Anlage 1, Ziffer 8.1.1.3 gemäß § 7 Abs. 1 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) einer 
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach der in der 
Anlage 3 aufgeführten Kriterien.

Es war somit nach § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zu prüfen, ob das 
Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
haben kann, die nach § 25 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) bei der Zulas-
sungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Die UVP-
Pflicht besteht, wenn das Vorhaben nach Einschätzung 
der Behörde solche Umweltauswirkungen haben kann.

Bezüglich der allgemeinen Merkmale des Vorhabens 
ist festzustellen, dass das Vorhaben sich innerhalb des 
rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 79a „A9-Mitte BA I“ 
befindet. Die Ausweisung der betreffenden Fläche erfolg-
te als Industriegebiet gemäß § 9 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO). Zum Standort ist festzustellen, dass das 
Vorhaben innerhalb des bestehenden Werksgeländes 
realisiert wird.
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Von dem beantragten Vorhaben werden die gemäß Be-
bauungsplan zulässigen Lärmimmissionskontingente 
weit unterschritten. Erhebliche Lärmbelästigungen durch 
das Vorhaben können demnach an der nächstgelegenen 
Wohnbebauung ausgeschlossen werden. Geruchsbe-
lästigungen sind nicht relevant. Die Anlage stellt keinen 
Betriebsbereich im Sinne der Störfallverordnung (12. 
BImSchV) dar.

Betriebsbedingte Auswirkungen durch Luftschadstoffe 
(insbesondere Staubpartikel) sind irrelevant und auf die 
in § 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
genannten Schutzkriterien nicht zu besorgen.

Die maximale Stickstoffdeposition durch das Vorhaben 
im Bereich des nächstgelegenen Biotops liegt deutlich 
unterhalb der Beurteilungskriterien nach Anhang 8 und 9 
der TA Luft. Erhebliche Beeinträchtigungen können daher 
ausgeschlossen werden.

Das Vorhaben befindet sich nicht in einem Natura 
2000-Gebiet. Der Abstand zum nächstgelegenen FFH- 
Gebiet beträgt mindestens 730 m. Negative Auswirkun-
gen durch luftverunreinigende Stoffe oder Lärm liegen 
nicht vor.

Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutzgebiete, usw. 
sind nicht betroffen. Weiterhin liegen im Bereich des Be-
urteilungsgebietes keine Gebiete mit Überschreitung von 
Umweltqualitätsnormen vor. Sonstige Kriterien des Prüf-
katalogs stehen dem Vorhaben nicht entgegen.

Erhebliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter im Um-
feld der Anlage können aufgrund der geringfügigen Aus-
wirkungen nicht abgeleitet werden. 

Insgesamt sind für die zu bewertenden Kriterien nach der 
Anlage 3 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) erhebliche negative Auswirkungen im 
bestimmungsgemäßen Betrieb nicht erkennbar. Sonstige 
Prüfkriterien stehen dem Vorhaben nicht entgegen.

Das Vorhaben bedarf somit keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung.

Das Ergebnis wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) be-
kannt gegeben. Diese Feststellung ist selbständig nicht 
anfechtbar.

Hof, den 28.11.2023

Landratsamt Hof

L e i n
Regierungsdirektor

69.	 1. Nachtragshaushaltssatzung des Abwasser-
verbandes Saale für das Haushaltsjahr 2023

Der Abwasserverband Saale erlässt für das Haushalts-
jahr 2023 die folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung:

I.
§ 1

Der als Anlage beigefügte 1. Nachtragswirtschaftsplan für 
das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt;

im Erfolgsplan

im Vermögensplan

die Einnahmen

die Ausgaben

und damit der Gesamtbetrag des Wirtschaftsplans ein-
schließlich des Nachtrages

im Erfolgsplan

im Vermögensplan

die Einnahmen

die Ausgaben

§ 2
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investiti-
onen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 
11.030.000,00 € festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan wer-
den nicht festgesetzt.

§ 4
Die für den ungedeckten Bedarf des Erfolgsplanes fest-
gesetzten Abschlagszahlungen auf die voraussichtliche 
Betriebskostenumlage i.H.v. 18.299.315,00 € bleiben un-
verändert.

§ 5
Der festgesetzte Investitionsbeitrag des Vermögensplans 
i.H.v. 40.000,00 € bleibt unverändert.

§ 6
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan i.H.v. 
2.000.000,00 € bleibt unverändert.

§ 7
Diese Nachtragshaushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 
2023 in Kraft.

vermindert um
€

0,00

0,00

0,00

0,00

erhöht um
€

0,00

1.364.500,00

1.364.500,00

1.364.500,00

verändert auf
nunmehr

€

19.127.815,00

11.070.000,00

30.197.815,00

30.197.815,00

gegenüber
bisher

€

19.127.815,00

  9.705.500,00

28.833.315,00

28.833.315,00
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II.
Das Landratsamt Hof als Rechtsaufsichtsbehörde des 
Abwasserverbandes Saale hat mit Schreiben vom 
23.11.2023, Zeichen: 644/1.1 - 403, den Gesamtbetrag 
der Kreditaufnahmen im Vermögenshaushalt gemäß Art. 
71 Abs. 2 der Gemeindeordnung (GO) rechtsaufsichtlich 
genehmigt.

III.
Der 1. Nachtragswirtschaftsplan des Abwasserverbandes 
Saale liegt gemäß Art. 65 Abs. 3 der Gemeindeordnung 
(GO) für den Freistaat Bayern bis zur nächsten amtlichen 
Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in den Ge-
schäftsräumen des Abwasserverbandes Saale, Uferstra-
ße 55 in Hof, während der allgemeinen Geschäftszeiten 
(Montag bis Freitag 08:00 Uhr bis 11:45 Uhr und Montag 
bis Donnerstag 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr) zur Einsichtnah-
me öffentlich auf.

Hof, den 28.11.2023

Abwasserverband Saale

E v a  D ö h l a
Oberbürgermeisterin
Verbandsvorsteherin
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